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den Ausschüssen der Nationalen Front und den Hausge­
meinschaften, von der Wahrnehmung der den Gerichten 
und der Staatsanwaltschaft obliegenden Aufgaben und 
schließlich von den effektivsten Formen und Methoden 
der Qualifizierung der Mitglieder der KK und SchK wird 
maßgeblich die gesellschaftliche Wirksamkeit der Tätigkeit 
der gesellschaftlichen Gerichte bestimmt.

An die Anleitung und Unterstützung der KK und SchK 
stellt die neue Etappe ihrer Weiterentwicklung größere 
Ansprüche.

I'm 4. Kapitel des GGG sind alle grundsätzlichen Lei­
tungsaufgaben zusammengefaßt. Dabei wurden bisher 
bewährte Regelungen unverändert übernommen (§§ 22 bis 
25 GGG), einzelne ausgestaltet (§§ 27 Abs. 1 und 2, 28 
bis 31 GGG) und einige neue Rechtspflichten festgelegt 
(§§ 27 Abs. 3, 32 GGG). So ist in § 28 Abs. 1 GGG näher 
bestimmt, wie die betrieblichen Gewerkschaftsleitungen 
ihre Verantwortung für die regelmäßige Anleitung der 
KK und die Qualifizierung der KK-Mitglieder wahmeh- 
men. In § 30 Abs. 1 GGG wird deutlich zum Ausdruck 
gebracht, durch welche Formen und Methoden die Kreis­
vorstände des FDGB gute Erfahrungen aus der Tätigkeit 
der KK verallgemeinern und ihre Wirksamkeit erhöhen. 
§ 32 Abs. 1 GGG legt die Aufgaben der Vorstände der 
Produktionsgenossenschaften gegenüber den in der Pro­
duktionsgenossenschaft tätigen gesellschaftlichen Ge­
richten fest.

In § 27 Abs. 3 GGG ist u. a. bestimmt, welche Auf­
gaben die Räte der Städte, Stadtbezirke und Gemeinden 
bei der Verwirklichung der von den gesellschaftlichen Ge­
richten ausgesprochenen Geldbußen und Ordnungsstrafen 
und bei der Erfüllung der von den gesellschaftlichen 
Gerichten bestätigten Verpflichtungen zur Leistung unbe­
zahlter gemeinnütziger Arbeit in der Freizeit haben. Die 
örtlichen Räte haben festzulegen, wann und wo die ge­
meinnützige Arbeit in der Freizeit zu leisten ist Das und 
weitere Einzelheiten zur Durchsetzung dieser Maßnahme 
enthalten § 57 Abs. 3 KKO und § 53 Abs. 3 SchKO.

Daß die Betriebsleiter die sachlichen Voraussetzungen 
für die Tätigkeit der KK in ihrem Betrieb zu schaffen 
haben, ergibt sich aus § 29 Abs. 2 GGG. Eine gleiche Ver­
antwortung der örtlichen Räte für die SchK enthält § 27 
Abs. 3 GGG; soweit es gesellschaftliche Gerichte in Pro­
duktionsgenossenschaften betrifft, obliegt diese Aufgabe 
den Vorständen (§ 32 Abs. 2 GGG). Was im einzelnen zu 
den sachlichen Voraussetzungen gehört, ist in § 63 KKO 
und § 59 SchKO enthalten.

Die Aufgaben der Ausschüsse der Nationalen Front der 
DDR haben in § 31 GGG eine Konkretisierung erfahren. 
Hervorzuheben ist die mit § 31 Abs. 2 GGG gegebene 
Orientierung auf eine bessere Nutzung der Erfahrungen 
aus der Tätigkeit der SchK für die politische Massenarbeit 
zur Gewährleistung von Ordnung, Disziplin und Sicherheit 
in den Städten und Gemeinden. Schließlich wurde in § 25 
GGG eine grundsätzliche Bestimmung über Stellung und 
Aufgaben des Beirates für Schiedskommissionen aufge­
nommen, die auf die wesentlichsten Aufgaben der im Bei­
rat vertretenen Organe orientiert.

Mit § 33 GGG wurde erstmals eine Bestimmung ge­
schaffen, die die Würdigung der Tätigkeit der gesell­
schaftlichen Gerichte regelt. Ihre Anwendung fördert die 
Bereitschaft der Mitglieder der gesellschaftlichen Gerichte, 
eine qualifizierte Rechtsarbeit zu leisten, festigt die Kol­
lektive der einzelnen Konflikt- und Schiedskommissionen 
und trägt dazu bei, daß die Freude an der Arbeit im 
gesellschaftlichen Gericht über mehrere Wahlperioden er­
halten bleibt

Die vervollkommneten und zum Teil neuen Bestim­
mungen zur Leitung der gesellschaftlichen Gerichte sind 
Rechtspflichten und verbindliche Orientierungen, die als 
prinzipielle, politisch wichtige Aufgaben von hohem ge­
sellschaftlichem Rang zu verstehen sind. Jeder, der für 
die Anleitung und Unterstützung der KK und SchK Ver­
antwortung trägt, muß diese Aufgaben als Bestandteil der

Erfüllung des Klassenauftrages begreifen, die sozialisti­
sche Staatsmacht durch die weitere Vervollkommnung der 
sozialistischen Demokratie zu stärken und zu festigen. Von 
dieser politisch-ideologischen Position ist an die Verwirk­
lichung der im 4. Kapitel des GGG und in den Ab­
schnitten V. der KKO und SchKO enthaltenen Aufgaben 
heranzugehen.
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Überblick über die Gesefegebung 
im I. Quartal 1982

Der nachstehende Beitrag erstreckt sich auf die im Gesetz­
blatt der DDR Teil 1 Nr. 1 bis 11 veröffentlichten Rechts­
vorschriften.

Die Volkskammer der DDR beschloß in ihrer 4. Tagung am
25. März 1982 eine Reihe bedeutsamer Gesetze. Sie ent­
sprechen der Festlegung des X. Parteitages der SED, „aus­
gehend von den Anforderungen der Zukunft ... die sozia­
listische Rechtsordnung ständig zu vervollkommnen“.!

Mit dem Gesetz über die Staatsgrenze der DDR (Grenz­
gesetz) vom 25. März 1982 (GBl. I Nr. 11 S. 197) wird die 
Rechtsordnung in einem politisch wichtigen Bereich ver­
vollkommnet, der aufs engste mit der Gewährleistung der 
Sicherheit der DDR, mit dem Schutz der sozialistischen 
Errungenschaften unseres Arbeiter-und-Bauern-Staates 
und des friedlichen Lebens seiner Bürger verbunden 
ist — ist doch die Anerkennung und Achtung des Prinzips 
der Unverletzlichkeit der Grenzen die Schlüsselfrage 
unserer Zeit. Das Gesetz dokumentiert den Rechtsstand­
punkt der DDR zu international anerkannten Grundsät­
zen in Grenzangelegenheiten und bekräftigt den völker­
rechtlichen Charakter der Staatsgrenze der DDR. In Form 
einer komplexen Regelung bietet das Gesetz die recht­
lichen Voraussetzungen für die Unantastbarkeit der Staats­
grenze und ermöglicht, die Sicherheit und Ordnung in den 
Grenzgebieten zu festigen. Erstmalig werden alle grund­
legenden Bestimmungen über das Hoheitsgebiet und die 
Staatsgrenze der DDR, die bisher in verschiedenen 
Rechtsvorschriften enthalten waren, zusammengefaßt.2

Als Folgebestimmung wurde die DVO zum Gesetz über 
die Staatsgrenze der DDR (GrenzVO) vom 25. März 1982 
(GBl. I Nr. 11 S. 203) erlassen. Sie enthält Bestimmungen 
für die Grenzgebiete (z. B. zu Einreise und Aufenthalt, 
Wohnsitznahme, Übergabe von Grundstücken, Sorgfalts­
pflichten der Rechtsträger, Eigentümer und sonstigen 
Nutzer von Grundstücken im Grenzgebiet), Vorschriften 
über die Grenzmarkierung und Regelungen über die Ver­
antwortung der örtlichen Staatsorgane, der Betriebe und 
Einrichtungen zur Gewährleistung von Sicherheit und 
Ordnung im Grenzgebiet. Als Anlage ist der GrenzVO ein 
Verzeichnis aller Grenzübergangsstellen der DDR beige­
fügt.

Eine weitere Folgebestimmung zum Grenzgesetz ist die 
АО über die Ordnung in den Grenzgebieten und den See­
gewässern der DDR — Grenzordnung — vom 25. März 1982 
(GBl. I Nr. 11 S. 208). Sie beinhaltet neben allgemeinen Be­
stimmungen (z. B. über Arbeiten im Schutzstreifen und 
die Erlaubnispflichtigkeit von Veranstaltungen) u. a. spe­
zielle Regelungen für die Ordnung im Grenzgebiet zur 
BRD, zu Berlin(West), an der Küste und in den Seege­
wässern der DDR sowie an der Staatsgrenze zur Volks­
republik Polen und zur CSSR. Für im einzelnen genau 
aufgeführte Fälle der schuldhaften Verletzung von Vor­
schriften zur Gewährleistung von Ordnung und Sicherheit


